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Vorurteile, Gerechtigkeit und politische
Überzeugungen in Migrationsgesellschaften

Eine Befragung unter Osnabrücker Bürgern1

I. Einleitung — Das vergangene Jahrhundert war ein Jahrhundert der Migra-
tion. Armut, Naturkatastrophen, Kriege und politische Verfolgung haben
weltweit Wanderungsbewegungen in einer bis dahin ungeahnten Größe in
Gang gesetzt. Unter den Industrienationen ist Deutschland hiervon in beson-
derem Maße betroffen. So weist die deutsche Bevölkerungsstatistik in den
vergangenen 30 Jahren fast ununterbrochen einen positiven Wanderungssal-
do aus. Im Jahr 1998 verzeichnete die OECD für die USA die höchste, für
Deutschland die zweithöchste Anzahl an Zuwanderern.

Auch bezogen auf die Bevölkerungszahl ist Deutschland weltweit eines der
Länder mit der höchsten Anzahl an Zuwanderern.2 Dies hat dazu geführt,
dass sich die Bevölkerung Deutschlands aus Angehörigen verschiedenster
Volksgruppen und Nationen zusammensetzt. Für das Jahr 1999 weist das
Statistische Bundesamt einen Ausländeranteil von ca. 9% an der Gesamtein-
wohnerzahl Deutschlands aus. In der Wahrnehmung vieler Deutscher dürften
darüber hinaus auch viele der in den letzten Jahren in Deutschland eingebür-
gerten Personen (im Zeitraum von 1998 bis 2000 ca. 450.000 Personen) zur
Gruppe der Ausländer bzw. Zuwanderer zählen.

Osnabrück ist im Hinblick auf den Ausländeranteil an der Stadtbevölke-
rung in gewisser Weise repräsentativ für Deutschland. Im ersten Quartal
2002 leben in Osnabrück etwa 15.600 Personen, die nicht die deutsche
Staatsangehörigkeit besitzen. Das entspricht etwa 9,5% der Bevölkerung. Die
größte Gruppe der in Osnabrück lebenden Ausländer sind die Türken mit
einem Anteil von ca. 2,0% an der Stadtbevölkerung.3

Gerade in den ersten Monaten nach ihrer Ankunft im Aufnahmeland se-
hen sich Zuwanderer mit den vielfältigen Anforderungen einer neuen, unbe-
kannten Lebensumwelt konfrontiert. Das soziale und politische System des
Aufnahmelandes muss kennen gelernt und verstanden werden. Die eigenen
Kenntnisse und Qualifikationen müssen mit den Erfordernissen des Arbeits-
marktes im Aufnahmeland abgestimmt werden, nicht selten mit der Folge,
dass Verbesserungen insbesondere der beruflichen und sprachlichen Qualifi-
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kationen in Angriff genommen werden müssen. Die Umsetzung entsprechen-
der Maßnahmen erfordert Zeit, in der Zuwanderer in aller Regel der Unter-
stützung durch die aufnehmende Gesellschaft bedürfen. Aber auch nach
langjährigem Aufenthalt laufen Zuwanderer in gleichem Maße wie Deutsche
Gefahr, durch Krankheit, Unglücksfälle, Arbeitslosigkeit etc. in Situationen
zu gelangen, in denen sie auf solche Unterstützung angewiesen sind. Zuwan-
derer sind folglich ebenso wie Deutsche, zu Beginn ihres Aufenthalts im
neuen Lebensumfeld sogar in besonderem Maße, auf öffentliche Unterstüt-
zung angewiesen. Hierzu zählen sowohl finanzielle Leistungen, wie etwa die
Zahlung von Sozialhilfe oder Wohngeld, als auch z.B. die Bereitstellung von
Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten oder medizinischer Versorgung.

Unter den Mitgliedern der Aufnahmegesellschaft dürften allerdings höchst
unterschiedliche Auffassungen darüber bestehen, ob und inwieweit Zuwande-
rern öffentliche Unterstützung gewährt werden sollte. Welches Ausmaß an
Unterstützung ist gerecht? Wie beurteilen Mitglieder der Aufnahmegesell-
schaft, ob ein bestimmtes Maß an Unterstützung gerecht ist? In sozialpsy-
chologischen Forschungsarbeiten wurde in den vergangenen Jahren festge-
stellt, dass die Beantwortung dieser Fragen unter anderem davon abhängt,
welche Vorurteile seitens der Aufnahmegesellschaft gegenüber den potentiel-
len und aktuellen Empfängern von Unterstützungsleistungen bestehen.4

Dabei werden Vorurteile als abfällige Einstellungen gegenüber Angehöri-
gen einer bestimmten sozialen Gruppe aufgrund ihrer Gruppenzugehörigkeit
verstanden.5 Sie fußen auf Überzeugungen, wonach alle Angehörigen der
Gruppe bestimmte, negativ bewertete Merkmale aufweisen (z.B.: »Alle Asyl-
bewerber sind Wirtschaftsflüchtlinge«). So führen gegenseitige Vorurteile von
Zuwanderern auf der einen und Mitgliedern der Aufnahmegesellschaft auf
der anderen Seite dazu, dass das Zusammenleben von Deutschen und Zu-
wanderern nicht frei von Spannungen ist. Solche Spannungen werden insbe-
sondere dann offenkundig, wenn es um die Bemessung öffentlicher Zuwen-
dungen an Zuwanderer geht.

II. Befragung unter Osnabrücker Bürgern — Im Rahmen eines größeren
Forschungsprojekts zum Zusammenleben von Menschen aus unterschied-
lichen Kulturen stellten wir uns die Frage, wie die Bürgerinnen und Bürger
Osnabrücks reagieren, wenn sie über öffentliche Unterstützung für in Osna-
brück lebende Zuwanderer urteilen sollen. Welches Ausmaß an Zuwendun-
gen billigen sie Zuwanderern zu? Besteht unter den Befragten überhaupt ein
einheitliches Verständnis darüber, welches Ausmaß an Zuwendungen Zu-
wanderer verdienen? Und wovon hängt ab, welche Behandlung von Zuwan-
derern als gerecht empfunden wird?

In telefonischen Interviews stellten wir einer nach dem Zufallsprinzip aus-
gewählten Stichprobe von 120 Osnabrücker Bürgerinnen und Bürgern6 Fra-
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gen nach ihren ideologischen Orientierungen, ihren Vorurteilen gegenüber
der Gruppe türkischer Zuwanderer sowie nach ihren Vorstellungen über die
gerechte Behandlung türkischer Zuwanderer in Deutschland. Der Fragen-
katalog umfasste zwei Fragen zur ideologischen Position der Auskunftsperso-
nen, fünf Fragen zur Erfassung ihrer Gerechtigkeitsvorstellungen und zwölf
Fragen zur Erfassung ihrer Vorurteile gegenüber Türken. Die Erfassung der
ideologischen Positionen erfolgte durch die Abfrage von Reaktionen auf zwei
Aussagen, die einer vom kanadischen Sozialpsychologen Altemeyer entwi-
ckelten Sammlung von Aussagen zur Erfassung von Wertvorstellungen7

entnommen wurden. Beide Aussagen betreffen Wertvorstellungen, die in
enger Verbindung zu konservativen Einstellungen stehen (z.B.: »Was wir in
unserem Land wirklich brauchen, ist eine anständige Portion Recht und
Ordnung anstatt mehr Bürgerrechte«). Für die Auswertung wurden die Aus-
kunftspersonen anhand ihrer Antworten in zwei Gruppen aufgeteilt, die wir
als »Liberale« bzw. »Konservative« bezeichnet haben. Zur Erfassung von
Vorurteilen gegenüber in Deutschland lebenden Türken wurden zwölf Aussa-
gen einer von Pettigrew und Meertens8 entwickelten Aussagensammlung
verwendet, die für die hier verfolgte Fragestellung angepasst wurden (z.B.:
»Türken sind nicht so fleißig wie die Deutschen. Das erklärt, wieso sie es
nicht so weit bringen wie die Mehrzahl der Deutschen« und: »Es würde mir
nichts ausmachen, wenn ein Türke mit gleichem beruflichen und sozialen
Hintergrund in meine Familie einheiraten würde«).

Weiterhin wurden die Vorstellungen der Osnabrücker Bürgerinnen und
Bürger über die gerechte Behandlung von Zuwanderern erhoben. Welche
Verhaltensweisen werden als gerecht wahrgenommen, welche als ungerecht?

Fragen der Gerechtigkeit und Fairness sind seit vielen Jahrhunderten Ge-
genstand philosophischer, soziologischer und politologischer Erörterungen.
Viele der dort entwickelten Gedanken finden sich in der sozialpsychologi-
schen Gerechtigkeitsforschung wieder, die insbesondere durch die empiri-
schen Arbeiten der Amerikaner Thibaut und Walker9 geprägt wurde. Danach
erweisen sich zwei Aspekte bei der Beurteilung von Gerechtigkeit als bedeut-
sam. Erstens: Wer soll welche Anteile an einer aufzuteilenden Ressource
erhalten? Zweitens: Anhand welcher Verfahren und durch wen soll über die
Verteilung der Ressource befunden werden?

Die erste Frage bezieht sich auf die Verteilungsgerechtigkeit, die zweite
Frage auf die Verfahrensgerechtigkeit. Beeinträchtigungen von Verteilungs-
oder Verfahrensgerechtigkeit gegenüber Zuwanderern oder auch anderen
Gruppen lassen sich als Ausdruck diskriminierenden Verhaltens verstehen. So
können Diskriminierungen darin bestehen, Zuwanderern bestimmte Ressour-
cen teilweise oder vollständig vorzuenthalten, indem man ihnen z.B. öffent-
liche Zuwendungen (etwa bei Arbeitslosigkeit, krankheitsbedingter Arbeits-
unfähigkeit) mit dem Hinweis auf ihre nichtdeutsche Staatsangehörigkeit
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vorenthält bzw. in geringerem Maße zuerkennt als deutschen Bedürftigen. In
diesen Fällen beziehen sich die Diskriminierungen auf die Verteilungsgerech-
tigkeit. Demgegenüber betrifft die unterschiedliche Behandlung von Einheimi-
schen und Ausländern durch Gerichte, Sicherheitsbehörden oder innerhalb
von Betrieben die Verfahrensgerechtigkeit: Die einen bekommen mehr oder
weniger Mitsprache als die anderen, sie werden mehr oder weniger freundlich
behandelt als andere etc. Im Einzelfall mag die Trennlinie zwischen Vertei-
lungs- und Verfahrensgerechtigkeit nicht immer klar erkennbar sein.

Im Rahmen unserer Untersuchung ließ sich diskriminierendes Verhalten
indes hinreichend eindeutig danach unterscheiden, welche Gerechtigkeitsvor-
stellungen der Einheimischen gegenüber den Zuwanderern bestehen. Von den
insgesamt fünf Aussagen zur Erfassung von Gerechtigkeitsvorstellungen
gegenüber türkischen Zuwanderern in Deutschland beziehen sich drei auf
Aspekte der Verteilungsgerechtigkeit (z.B.: »Es ist nur fair, wenn bei unserer
hohen Arbeitslosigkeit keine Türken mehr hereingelassen werden«) und zwei
auf Aspekte der Verfahrensgerechtigkeit (z.B.: »Türken verdienen es, dass
man sie vor Gericht genauso fair behandelt wie Deutsche«).

Zudem wurden u.a. Alter, Geschlecht und Bildungsstand der Auskunfts-
personen erfragt. Mit den so erhobenen Daten wollten wir mehreren Vermu-
tungen über die Zusammenhänge zwischen Vorurteilen, ideologischen Orien-
tierungen und der Bereitschaft zu gerechtem Verhalten gegenüber türkischen
Zuwanderern nachgehen. Zunächst einmal gingen wir davon aus, dass Men-
schen je nach der ideologischen Position, die sie vertreten, in unterschiedlich
hohem Maße Vorurteile gegenüber Zuwanderern haben. Außerdem fanden
sich in vielen sozialpsychologischen Untersuchungen Hinweise darauf, dass
stärkere Vorurteile gegenüber den Angehörigen einer bestimmten Gruppe mit
einer größeren Bereitschaft zu diskriminierendem Verhalten einhergehen.
Schließlich waren wir daran interessiert, mehr über das Zusammenwirken
von ideologischen Orientierungen und Vorurteilen in Hinblick auf die Art
und das Ausmaß von Diskriminierungen zu erfahren.

III. Vorurteile und ideologische Positionen — Unterscheiden sich die Anhän-
ger liberaler und konservativer Positionen im Hinblick auf ihre Vorurteile
gegenüber Zuwanderern? Grundsätzlich gilt: Vorurteile gibt es in jeder Ge-
sellschaft. Vorurteile werden gegenüber Gruppen ebenso wie gegenüber
einzelnen Menschen gehegt, die auf eine bestimmte Weise anders sind als
andere. Diese Unterschiede zwischen Menschen oder Gruppen können sich
auf das Geschlecht, physiognomische Merkmale, die sexuelle Orientierung,
die Nationalität, den Lebensstil, die Ideologie usw. beziehen. In Deutschland
sind Vorurteile gegenüber verschiedenen Gruppen von Zuwanderern verhält-
nismäßig weit verbreitet. In der europaweit durchgeführten Umfrage Euroba-
rometer 199710 äußerten Belgier, Dänen, Griechen und Deutsche im Durch-
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schnitt besonders starke Vorurteile, Finnen, Spanier und Iren dagegen weni-
ger starke Vorurteile gegenüber Ausländern. Diese Umfrage zeigte aber auch,
dass die Akzeptanz von Ausländern von deren ethnischer Zugehörigkeit und
ihrem rechtlichen Status abhängt. So werden Italiener und deutschstämmige
Aussiedler von Deutschen eher akzeptiert als Türken und Asylbewerber.
Auch in einer Umfrage unter 1.200 Jugendlichen aus drei ostdeutschen Groß-
städten wurde deutlich, dass die Jugendlichen zwischen ›guten‹ (west- und
nordeuropäischen) und ›schlechten‹ (südosteuropäischen, asiatischen und
afrikanischen) Ausländern unterschieden.11

Die Antworten der von uns befragten Osnabrücker Bürgerinnen und Bür-
ger bestätigen den von uns vermuteten Zusammenhang zwischen ideologi-
schen Positionen und Vorurteilen. Je konservativer die Befragten sind, desto
größer sind ihre Vorurteile gegenüber türkischen Zuwanderern. Die Osna-
brücker Untersuchung bestätigt damit die Ergebnisse von Untersuchungen
aus anderen Ländern. So berichten Duckitt12 und Altemeyer13 über zahlrei-
che Studien, in denen gezeigt werden konnte, dass Anhänger konservativer
Positionen stärker zu Vorurteilen gegenüber Minderheiten neigen als Libera-
le. Duckitt macht dafür unterschiedliche Sozialisationserfahrungen von Kon-
servativen und Liberalen verantwortlich. Seinen Ausführungen zufolge ver-
läuft die Sozialisation von Konservativen typischerweise strenger und ist
stärker durch Bestrafungen gekennzeichnet als die von Liberalen, die wäh-
rend ihrer Sozialisation mehr Toleranz und Nachsichtigkeit erfahren. Nach
den Beobachtungen Duckitts führt dies dazu, dass Konservative die Welt im
Unterschied zu Liberalen eher als unvorhersehbar, gefährlich und bedrohlich
erleben und ein starkes Bedürfnis nach sozialer Sicherheit und Kontrolle
haben. Sie schätzen daher auch fremde Menschen schneller als bedrohlich
und feindlich ein als Liberale. Letztere würden dagegen in stärkerem Maße an
das ›Gute‹ in anderen Menschen glauben und die Welt als sicherer und stabi-
ler erleben. Fremde Menschen seien für sie weniger bedrohlich, und persönli-
che Freiheit und Autonomie seien ihnen wichtiger als soziale Kontrolle und
Sicherheit. Daraus entstehe, so folgert Duckitt, eine stärkere Neigung von
Konservativen, Vorurteile gegenüber unbekannten, unvertrauten und poten-
tiell bedrohlichen Gruppen zu entwickeln.

IV. Vorurteile und diskriminierendes Verhalten — Wie erwartet zeigte sich in
unserer Untersuchung ein Zusammenhang zwischen den Vorurteilen der
Bürgerinnen und Bürger Osnabrücks und der Neigung zu diskriminierendem
Verhalten gegenüber türkischen Zuwanderern. Die Bereitschaft, Zuwanderer
im Vergleich zu Deutschen zu benachteiligen, ist umso größer, je stärker die
Vorurteile gegenüber türkischen Zuwanderern sind. Besonders deutlich zeigt
sich dies bei Fragen, die die Verteilungsgerechtigkeit betreffen. Bürgerinnen
und Bürger mit starken Vorurteilen gegenüber Zuwanderern möchten die
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Unterstützung von Zuwanderern weitaus restriktiver einsetzen als Personen
mit geringen Vorurteilen. Bei Fragen zur Verfahrensgerechtigkeit, wie etwa
der Gleichbehandlung vor Gericht, sind sich Personen mit hohen und niedri-
gen Vorurteilen dagegen wesentlich näher: Zwar haben auch hier Personen
mit starken Vorurteilen stärkere Vorbehalte gegenüber einer Gleichbehand-
lung von Deutschen und Zuwanderern, aber der Unterschied zu Personen mit
geringen Vorurteilen ist gering.14

Diese Ergebnisse stimmen mit den Resultaten anderer in Deutschland
durchgeführter Studien überein, die ebenfalls diskriminierendes Verhalten
gegenüber mit Vorurteilen belegten ethnischen Gruppen dokumentieren. So
wurde Zuwanderern türkischer, polnischer oder rumänischer Herkunft in
einer Untersuchung von Klink und Wagner15 seltener Hilfe in verschiedenen
Alltagssituationen angeboten als Deutschen: Ihnen wurde seltener der Weg
erklärt und ihnen wurde seltener eine Wohnungsbesichtigung angeboten als
Deutschen. Briefe, die einen ausländisch klingenden Absendernamen trugen
und erkennbar verloren worden waren, wurden weniger häufig in einen
Briefkasten eingeworfen als Briefe, die einen deutsch klingenden Absender-
namen trugen.

Auch Zuwanderer selbst berichten über Fälle diskriminierender Behand-
lung durch Deutsche. Heitmeyer16 sammelte Äußerungen türkischer Jugendli-
cher, die sich im Vergleich zu Deutschen sowohl in der öffentlichen Sphäre
(bei Behördengängen, bei der Wohnungssuche, im Kontakt mit der Polizei,
am Arbeitsplatz und in der Schule) als auch in privaten Bereichen (bei Nach-
barschaftskontakten, beim Besuch von Discos und Supermärkten, in Sport-
vereinen und Jugendzentren, im Kontakt mit deutschen Jugendgruppen)
ungleich behandelt fühlen. Die Diskriminierungen werden im öffentlichen
Bereich häufiger erlebt als im privaten Bereich.

V. Zusammenwirken von ideologischen Orientierungen und Vorurteilen in
Bezug auf diskriminierendes Verhalten — Welche Erkenntnisse über das
Zusammenwirken von ideologischen Orientierungen und Vorurteilen auf
diskriminierendes Verhalten gegenüber Zuwanderern konnten aus unserer
Untersuchung gewonnen werden? Geht der Einfluss von Vorurteilen auf
diskriminierendes Verhalten letztlich auf verschiedene ideologische Positionen
zurück? Unsere Daten zeigten, dass diese Fragen nicht einfach mit einem Ja
oder Nein beantwortet werden können. Vielmehr muss diese Frage in Abhän-
gigkeit von der betrachteten Art von Diskriminierung unterschiedlich beant-
wortet werden. Geht es um Fragen der Verteilungsgerechtigkeit, so neigen
Konservative in größerem Maße als Liberale dazu, Zuwanderer im Vergleich
zu Deutschen zu benachteiligen. Sie haben größere Vorbehalte gegenüber
einer Unterstützung von Zuwanderern aus öffentlichen Mitteln als Liberale.
Dieser Unterschied zwischen Liberalen und Konservativen geht allerdings nur
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zum Teil auf ihre ideologische Position zurück. Zum Teil führen die bei
Konservativen stärker ausgeprägten Vorurteile dazu, dass sie restriktivere
Vorstellungen hinsichtlich der Bereitstellung von öffentlichen Mitteln zur
Unterstützung von Zuwanderern haben.

Anders stellt sich die Situation angesichts der Frage der Verfahrensgerech-
tigkeit dar. Sowohl Liberale als auch Konservative zeigen eine hohe Bereit-
schaft, Deutsche und Zuwanderer vor Gericht gleich zu behandeln und ihre
Rechte anhand gleicher Verfahren zu bestimmen. Zwar sind auch hier Kon-
servative restriktiver als Liberale, dieser Unterschied lässt sich aber nicht auf
Vorurteile zurückführen, und sein Ausmaß ist vergleichsweise gering.

Unterschiedliche Gerechtigkeitsvorstellungen zwischen Liberalen und Kon-
servativen äußern sich auch in ihren Vorstellungen über die Ausgestaltung
von öffentlichen Wohlfahrtssystemen, wie mehrere amerikanische Untersu-
chungen gezeigt haben.17 Liberale sind gemeinhin weit mehr dazu bereit als
Konservative, Geld für soziale Wohlsfahrtsprogramme auszugeben. Die
Bereitschaft von Konservativen zu sozialen Hilfsleitungen hängt zudem stär-
ker als bei Liberalen von ihren Annahmen über die Ursachen der Hilfsbedürf-
tigkeit ab. Sie verweigern Bedürftigen insbesondere dann öffentliche Mittel,
wenn sie Grund zu der Annahme haben, dass diese ihre Bedürftigkeit zumin-
dest teilweise selbstverschuldet haben. Außerdem sind sie eher dazu bereit,
Bedürftigen zumindest zeitweilig öffentliche Zuwendungen vorzuenthalten,
um sie zu motivieren, mehr zur Verbesserung ihrer Lage zu tun, oder um sie
für normverletzendes Verhalten zu bestrafen. Liberale sind dagegen unabhän-
gig von ihren Annahmen über die Ursachen der Hilfsbedürftigkeit eher zu
sozialen Hilfsleistungen bereit.18

VI. Fazit — Welche Schlussfolgerungen lassen sich aus unseren Ergebnissen
ziehen? Welche Maßnahmen sind geeignet, um diskriminierendem Verhalten
entgegenzuwirken und das friedliche Zusammenleben von Menschen unter-
schiedlicher Kulturen zu verbessern? Zunächst geben die Ergebnisse Anlass zu
der Vermutung, dass Programme zur Verringerung von Vorurteilen gegen-
über Angehörigen bestimmter ethnischer Gruppen nur bedingt geeignet sind,
diskriminierendem Verhalten entgegenzuwirken. Es sind nicht in erster Linie
die Vorurteile, die zu diskriminierendem Verhalten führen, sondern die da-
hinter stehenden ideologischen Positionen. Insbesondere Personen, die kon-
servative Positionen vertreten, äußern mehr Vorurteile und restriktivere
Gerechtigkeitsvorstellungen gegenüber Zuwanderern. Ein Versuch, Vorurteile
zu verringern, ohne auf die zugrunde liegenden ideologischen Positionen
einzugehen, dürfte daher wenig erfolgreich sein und auch nicht zu einer
Verringerung diskriminierenden Verhaltens gegenüber Zuwanderern führen.
Folgt man Duckitt,19 so sind Vorurteile und diskriminierendes Verhalten bei
Konservativen deshalb ausgeprägter, weil sie ihre Umwelt und damit auch
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Menschen aus anderen Kulturen in stärkerem Maße als bedrohlich erleben als
Liberale. Dieses Gefühl der Bedrohung ist letztlich für die Entstehung von
Vorurteilen verantwortlich. Politisches Handeln sollte darauf ausgerichtet
sein, diesen Gefühlen entgegenzuwirken. Indem Menschen aus anderen Kul-
turen nicht mehr als Bedrohung der eigenen Kultur wahrgenommen werden,
müssen sie nicht mehr abgewertet, kontrolliert und diskriminiert werden.

Nach den Terrorangriffen des 11. September 2001 ist das Gefühl der Be-
drohung durch ausländische, vor allem islamische Mitbürger bei vielen Men-
schen gewachsen. Ein Beispiel dafür sind die Hauptbetroffenen in den USA:
Wo vor dem 11. September eine Atmosphäre der Gelassenheit herrschte,
werden Zuwanderer, die äußerlich erkennbar einem orientalischen Land
entstammen, heute ängstlich gemieden, denunziert oder sogar körperlich
angegriffen.20 Auch in Deutschland ist die Verunsicherung im Umgang mit
Zuwanderern nach dem 11. September spürbar gewachsen, was sich unter
anderem bereits auf die Diskussion um das Zuwanderungsgesetz ausgewirkt
hat. In dieser Diskussion werden verschiedene Fragen aufgeworfen: Welchen
Zuwanderern soll erlaubt werden, nach Deutschland einzuwandern? Wie
vielen Zuwanderern soll diese Möglichkeit gegeben werden? Wie lange soll
ihnen ein Aufenthalt in Deutschland gestattet werden? Verschiedene Gruppie-
rungen nutzen diese Diskussion, um die Angst vor Überfremdung und davor,
bald Fremde im eigenen Land zu sein, zu schüren. Wird die Diskussion auf
einem derart emotionalen Niveau geführt, so erscheint sie fraglos geeignet,
Gefühle von Angst und Bedrohung auszulösen. Eine auf sachliche Argumente
beschränkte Debatte könnte helfen, die Gefühle von Angst und Bedrohung zu
vermeiden oder zumindest zu verringern und so ein offeneres, angstfreies
Klima für den Umgang mit Zuwanderern zu schaffen.21

Ein anderes Ergebnis unserer Befragung gibt Anlass zu der Hoffnung, dass
ein friedliches Zusammenleben von Menschen unterschiedlicher Kulturen in
Zuwanderungsgesellschaften möglich ist: Unter den Osnabrücker Bürgerin-
nen und Bürgern besteht ungeachtet ihrer politischen Position eine große
Bereitschaft, Deutsche und Zuwanderer gleich zu behandeln und ihre Rechte
anhand gleicher Verfahren zu bestimmen. Wenn Zuwanderer die Erfahrung
machen, fair und respektvoll behandelt zu werden, kann dies, wie mehrere
Arbeiten von Tyler22 gezeigt haben, ihre Bereitschaft fördern, die Autorität
des Staates sowie die Entscheidungen von öffentlichen Institutionen anzuer-
kennen. Für unsere Gesellschaft kann dies einen ersten Schritt hin zur Identi-
fikation aller gesellschaftlichen Gruppen mit übergeordneten Werten und
Institutionen darstellen.23

                     
1 Diese Forschungsarbeit wurde durch den »Projektverbund Friedens- und Konfliktforschung in

Niedersachsen« finanziell unterstützt.
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